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Einführung: Reformbedarf bei  
den Kommunalfinanzen

„Das deutsche Steuerrecht ist zu einem Monstrum heran
gewachsen, das Gerechtigkeit, Transparenz, Glaubwürdigkeit 
und damit in letzter Konsequenz die Demokratie beschädigt.“1

„Im heutigen deutschen Föderalismus bezahlt jeder für jeden. 
(…) Daher hat jeder einen Anreiz, auf Kosten des anderen zu 
leben.“2

„2010 war finanziell ein schwarzes Jahr für die Kommunen. 
Sie sind so tief in die roten Zahlen gerutscht wie noch nie seit 
Bestehen der Bundesrepublik. Fast 10 Milliarden Euro Defizit 
müssen die Politik in Bund und Ländern aufrütteln.“3 

Drei Aussagen – der aktuelle Kommentar in der Tagespresse, der Auszug aus 
einem Standardwerk der Finanzwissenschaft sowie die Verlautbarung des Deut-
schen Städtetages – seien hier nur exemplarisch angeführt. Doch verdeutlichen 
diese drei Zitate aus drei verschiedenen Kontexten und mit drei unterschiedlichen 
Aussagen die im Kern ihrer Analyse quasi unbestrittene Ausgangsposition für 
die nachfolgende Untersuchung bereits nahezu vollumfänglich: Das intranspa-
rente, daher ungerechte, wenig glaubwürdige und demokratieschädliche deutsche 
Steuerrecht hat schlechterdings eine besondere Ausprägung in der schier unauf-
löslichen Verflechtung der Finanzströme zwischen den Gebietskörperschaften so-
wie der finanziellen Not der Gemeinden.

I. Strukturelle Defizite  
im Kommunalfinanzsystem

Letzterer der vorgenannten Aspekte – die finanzielle Belastung der Kommunen 
in Deutschland – ist der in der Praxis wohl am deutlichsten als defizitär fühlbare. 
Die gemeindliche Finanznot stellt jedoch kein Novum dar. Sie entwickelt sich viel-
mehr zu einer permanent wiederkehrenden Problematik. Die Analyse der Symp-
tome wie der Ursachen erfreut sich dabei einer großen Bandbreite: Steigende Aus-

	 1	Haverkamp, Liste des Muts, in: Der Tagesspiegel v. 29.6.2011, S. 1.
	 2	Blankart, Öffentliche Finanzen in der Demokratie, 8. Aufl. 2011, S. 627.
	 3	Siehe die Pressemitteilung des Deutschen Städtetages v. 14.2.2011, http://www.staedte 
tag.de/10/presseecke/pressedienst/artikel/2011/02/14/00767/index.html, abgerufen am 18.2. 
2011.
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gaben, höhere Standards, vor allem im sozialen Bereich4, zusätzliche Aufgaben 
und nicht vollumfänglich verwirklichte Konnexität von Aufgaben- und Ausgaben-
verantwortung, ebenso aber das zunehmend komplexe, steuersystematisch kritik-
würdige und gleichheitsrechtlich problematische kommunale Finanz- und Steuer-
system5, welches keine zuverlässige Finanzausstattung und nur wenig finanzielle 
Autonomie gewährleistet, lassen die Kommunen immer tiefer in finanzielle Nöte 
geraten. 

Die Gesamteinnahmen der Kommunen in Deutschland beliefen sich im Jahr 
2010 auf 173 Mrd. €; die Gesamtausgaben lagen bei 183 Mrd. €.6 Insgesamt sind 
die Gemeinden mit 119,4 Mrd. € verschuldet.7 Wenngleich der Verschuldungsgrad 
von Bund und Ländern in quantitativer Hinsicht deutlich problematischer einzu-
stufen ist, stehen die Gemeindefinanzen am Scheideweg. Insbesondere der hohe 
Anteil der Kassenkredite sollte für die Gemeindefinanzierung die Alarmglocken 
schellen lassen: Diese – eigentlich nur zur kurzfristigen Überbrückung finanziel-
ler Engpässe gedacht – belaufen sich nunmehr auf inzwischen 44,3 Mrd. €.8 Al-
lein diese Tatsache ist als Signal zu werten, dass es vielen Kommunen immer 
schwerer fällt, ihre Tätigkeiten zu finanzieren.9 

Die grundlegende Ursache dieser Kommunalfinanzkrise kann nicht mit vor-
übergehenden konjunkturbedingten Problemen erklärt werden. Auch kann nicht 
von einer grundsätzlichen, allgemeinen, strukturellen Unterfinanzierung die Rede 
sein.10 Vielmehr liegt der Grund offensichtlich im System: Zum einen ist die Kon-

	 4	Siehe nur BMF, Eckdaten zur Entwicklung und Struktur der Kommunalfinanzen 2000–
2009, Stand: Mai 2010, S. 19 ff. Nach Darstellung von Kuban, FR 2010, S. 978, stiegen die 
kommunalen Soziallasten im Jahr 2009 erstmals über 40 Mrd. € und sind damit fast doppelt 
so hoch wie nach der Wiedervereinigung.
	 5	Nach Hey, VVDStRL 66 (2007), S. 277 (321) m. w. N. verstößt „das geltende System der 
Gemeindefinanzierung […] gegen nahezu jeden Grundsatz eines rationalen dezentralen Steu-
ersystems.“
	 6	Statistisches Bundesamt, Fachserie 14 Reihe 10 – 2010, Schulden der öffentlichen Haus-
halte, Wiesbaden 2011.
	 7	Stand: 31.12.2010. Statistisches Bundesamt, Fachserie 14 Reihe 10 – 2010, Schulden der 
öffentlichen Haushalte, Wiesbaden 2011.
	 8	Deutscher Städtetag, Aktuelle Finanzlage der Städte – Rückblick auf 2011 und Prognose 
für 2012, S. 2. Demnach sind die Kassenkredite seit Beginn der Finanzmarktkrise (Ende des 
Jahres 2008) um etwa 14,5 Milliarden Euro gewachsen, das entspricht einem Zuwachs von 
nahezu 50 % in drei Jahren. Indessen stellt sich – wie am Beispiel der Kassenkredite deutlich 
wird, die Situation in den einzelnen Ländern unterschiedlich dar; so entfallen (Stand: 2009) 
90 % der Kassenkredite auf die Kommunen in Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Rhein-
land-Pfalz, Hessen und dem Saarland. Vgl. dazu die Darstellung bei Deubel, Durch mehr 
kommunale Selbstverwaltung aus der Krise, in: FS Lang, 2011, S. 423 ff.
	 9	Siehe zur differenzierten Betrachtung dieser Frage auch Wölte, Wege aus der Kommu-
nalverschuldung, 2012, S. 19 ff.
	 10	Siehe die Analyse von Brügelmann/Fuest, Reform der Gemeindefinanzen, 2011, S. 14 ff. 
Danach haben die Kommunen im dort untersuchten Zeitraum von 1993 bis 2009 gar bei einer 
Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen insgesamt 7,6 Mrd. Euro erwirt-
schaftet.
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nexität kommunaler Einnahmen, Aufgaben und Ausgaben nicht hinreichend be-
rücksichtigt. Zum anderen gewährleistet das kommunale Finanzsystem auch bei 
einer isolierten Betrachtung keine verlässlichen Einnahmen. Einzelne Jahre mit 
‚sprudelnden Steuerquellen‘ sind kein Lichtblick, sondern vielmehr Symptom 
eines grundlegenden Problems: Das Kommunalfinanzsystem basiert in wesent-
lichen Teilen nicht auf stetigen, sondern auf volatilen, immens konjunkturabhän-
gigen Einnahmequellen. Von Planbarkeit und Zuverlässigkeit kann keine Rede 
sein: Die Kommunen können nur schwerlich mit sicheren Einnahmen rechnen.11

Hinzu kommt, dass der Autonomiegehalt der gemeindlichen Einnahmenstruk-
tur zu wünschen übrig lässt: Der größte Teil ihrer Einnahmen fließt den Gemein-
den ohne eigenes Mitbestimmungsrecht und ohne klare Zuordenbarkeit, sondern 
vielmehr auf „verschlungenen Pfaden“12 zu. Der einzelne Bürger erkennt deshalb 
nicht, was mit seinen Abgaben passiert. Das Interesse an Kommunalpolitik ist ent-
sprechend häufig nur marginal, die Wahlbeteiligung bei Gemeinderats- oder Bür-
germeisterwahlen gering, das Anspruchsdenken gegenüber den Gemeinden hin-
gegen oft hoch, das Verständnis für die Finanzierung öffentlicher Güter klein – es 
könnte gar von einem Demokratiedefizit gesprochen werden. Der Begriff der 
kommunalen Selbstverwaltungsgarantie des Grundgesetzes wird vor dem Hin-
tergrund solcher Tendenzen vielerorts von den Verantwortlichen als Worthülse  
empfunden.

Der breite Konsens, dass sich angesichts dieser Entwicklungen etwas ändern 
muss, wird nicht bestritten und ist nicht erst seit jüngerer Zeit gegeben – doch be-
reits bei dieser Frage des ‚ob‘ findet dieser Konsens seine Grenze: Zuletzt blie-
ben in den Jahren 2002/2003 und 2010/2011 mit großen Erwartungen eingesetzte 
Gemeindefinanzreformkommissionen ohne nennenswerte Ergebnisse. Während 
auf Seiten der Wissenschaft wie auch der Wirtschaft hinsichtlich der Notwen-
digkeit einer umfassenden, strukturellen Reform der Kommunalfinanzen weit-
gehend Einigkeit besteht13, verhindern politische Kräfte, insbesondere die durch 
große, gewerbestarke Städte dominierten kommunalen Spitzenverbände, durch 
das Klammern an bekannte und vermeintlich ertragreiche Steuerquellen den mög-
lichen ‚großen Wurf‘.14 Statt dessen werden Probleme mit zusätzlichem Geld ge-
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	 14	Kritisch zum Scheitern der Gemeindefinanzreform 2010/2011 etwa der Kommentar von 
Schäfers, Ungenügend, FAZ v. 15.6.2011, S. 11: „Die Städte halten an ihr (der Gewerbesteuer, 
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